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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Im April 2020 schickte der Bundesrat den Vorentwurf zur Revision des Energiegesetzes
in die Vernehmlassung. Das 2017 vom Schweizer Stimmvolk in einem Referendum mit
über 58 Prozent Ja-Anteil angenommene EnG soll damit teilweise erneuert werden. Als
Ziel der Revision nannte die Landesregierung die Stärkung der einheimischen
erneuerbaren Energien, indem die bestehenden Fördermassnahmen verlängert und
gleichzeitig wettbewerblicher ausgestaltet werden. Eckpfeiler der Revision stellen dabei
die Verlängerungen der geltenden Investitionsbeiträge für die Wasserkraft und andere
erneuerbare Energien um fünf Jahre bis ins Jahr 2035 dar. Des Weiteren soll ein
verbindliches Ausbauziel für die erneuerbaren Energien ins Gesetz aufgenommen
werden. Mit den Massnahmen könnten der Strombranche Planungs- und
Investitionssicherheit geboten werden, erklärte der Bundesrat weiter. Die
Vernehmlassung dauert bis Mitte Juli 2020. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.04.2020
MARCO ACKERMANN

Im November 2020 gab der Bundesrat bekannt, die beiden umfangreichen Revisionen
des EnG und des StromVG zusammen als Mantelerlass unter dem Namen
«Bundesgesetz über eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien»
zusammenzuführen. Der Bundesrat kam damit einer in der Vernehmlassung von
verschiedensten Seiten geäusserten Forderung nach, die beiden eng verstrickten
Vorlagen als gemeinsames Paket zu bündeln. Im Wesentlichen gab die Landesregierung
bekannt, an den Grundzügen der beiden Vernehmlassungspapiere festhalten zu wollen.
Mit dem Mantelerlass sollen so einerseits die Stromproduktion aus erneuerbarer
Energie gefördert sowie besser integriert und andererseits die
Stromversorgungssicherheit des Landes gestärkt werden.

Mit der Revision des EnG sollen die Rahmenbedingungen auf dem Schweizer
Strommarkt so ausgestaltet werden, dass der Zubau der Stromproduktion aus
erneuerbaren Energien gefördert wird. Die Verlängerung der bestehenden
Investitionsbeiträge bis ins Jahr 2035 wollte der Bundesrat deshalb mit einer
Beibehaltung des maximalen Netzzuschlags von 2.3 Rappen pro Kilowattstunde (kWh)
Strommenge finanzieren. Umsetzen wollte der Bundesrat insbesondere auch die im
Vorentwurf vorgesehene Ablösung des Ende 2022 auslaufenden
Einspeisevergütungssystems durch Investitionsbeiträge. Unbeirrt von der Kritik der
Wasserkraftbranche hielt der Bundesrat auch am Vorhaben fest, künftig nur noch
kleineren, bestehenden Wasserkraftanlagen bei Erneuerungsarbeiten finanziell unter
die Arme zu greifen. Neue Grosswasserkraftwerke sollen aber – wie in der
Vernehmlassung vorgesehen – mit einem doppelten Fördermittelanteil (von 0.1
Rappen/kWh auf 0.2 Rappen/kWh) aus dem Netzzuschlagsfonds unterstützt werden.
Auf viel Zuspruch gestossen war in der Vernehmlassung insbesondere auch die
Einführung von Auktionen für die Vergabe der finanziellen Zuschläge bei grossen
Fotovoltaikanlagen, die der Bundesrat nun auf diese Weise umsetzen wollte.
Auktionierte Einspeisevergütungen, sogenannte gleitende Marktprämien, wie sie
teilweise in der Vernehmlassung gefordert worden waren, wollte der Bundesrat
hingegen nicht aufnehmen, da sie zu höheren Kosten führen würden. Eine solche
Vergütungsart hatte in der Vernehmlassung insbesondere die Wasserkraftlobby
gefordert, die sich ein System wie in der EU wünschte. Ebenfalls wurde in der Vorlage
keine technologieoffenere Formulierung für finanzielle Unterstützungsmassnahmen
vorgesehen, wie es einige Vernehmlassungsteilnehmende gefordert hatten. Der
Bundesrat wollte damit die Förderung explizit nur auf erneuerbare Energieträger
lenken. Weiterhin aus dem Vorentwurf beibehalten wollte der Bundesrat die
Kostenbeteiligungen für Projektplanungsarbeiten im Bereich von Wasserkraft-,
Windkraft- und Geothermieanlagen. Des Weiteren sollen die vorgesehenen
Anpassungen für die Angaben auf serienmässig hergestellten Anlagen, Fahrzeugen und
Geräten sowie die Monitoringbeiträge für Erdbebenrisiken bei Geothermieprojekten
wie im Vorentwurf vorgeschlagen umgesetzt werden. 
Wichtige Anpassungen gegenüber dem Vernehmlassungspapier machte der Bundesrat
hingegen bei den Ausbauzielen, die neu ins Gesetz aufgenommen werden sollten. Er
orientierte sich dabei an den neuen Energieperspektiven 2050+: Für den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.2020
MARCO ACKERMANN
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Produktionsausbau bei den erneuerbaren Energien setzte er die Messlatte gegenüber
der Vernehmlassung höher und legte den Zielwert für zusätzliche Kapazitäten für das
Jahr 2035 neu bei 17 Terawattstunden (TWh; bisher 11.4 TWh) und für das Jahr 2050 bei
39 TWh (bisher 24.2 TWh) fest. Zum Vergleich: Im Jahr 2019 produzierten die Schweizer
Stromkraftwerke gemäss Gesamtenergiestatistik netto rund 67.8 TWh elektrische
Energie – der geforderte Ausbau bis 2035 um 17 TWh würde in diesem Kontext demnach
einer Steigerung von ca. 25 Prozent und bei jenem bis 2050 mit 39 TWh einer
Steigerung von ca. 58 Prozent gleichkommen. 
Beibehalten wollte der Bundesrat die Ausbaubauziele bei der Stromproduktion aus
Wasserkraft (37.4 TWh für 2035, 38.6 TWh für 2050). Tiefer setzte die Landesregierung
hingegen die Ziele für die Senkung des Stromverbrauchs an: So sollen zwar die
gesetzten Gesamtenergieverbrauchsziele pro Kopf gesenkt werden, bei der
Herabsetzung des Stromverbrauchs pro Kopf schwenkte der Bundesrat hingegen zurück
und senkte den Zielwert für 2050 gegenüber dem Basisjahr 2000 auf -5 Prozent statt
bisher auf -18 Prozent. Die durch das Netto-Null-Ziel bedingte Elektrifizierung
erfordere, dass viele andere Energieträger durch Strom abgelöst werden, weshalb der
Elektrizitätsbedarf nur bedingt gesenkt werden könne, argumentierte er. Zudem wollte
der Bundesrat schweizweite Programme zur Förderung der Standard-Energieeffizienz
einführen, die im Rahmen des bestehenden Budgets der wettbewerblichen
Ausschreibungen «ProKilowatt» finanziert würden. Neu in den Entwurf aufgenommen
wurde schliesslich das Ziel, dass das UVEK in Zusammenarbeit mit den Kantonen und
dem Bundesrat prüft, wie der Ersatz von elektrischen Widerstandsheizungen
ausgeweitet und beschleunigt werden kann.  

Bei der Revision des StromVG wollte der Bundesrat an der vollständigen Öffnung des
Strommarktes festhalten. Die dezentrale Stromproduktion soll damit gestärkt und
besser in den Markt integriert werden. Ein bereits im Vernehmlassungspapier 2018
vorgesehenes Grundversorgungsmodell soll allerdings nicht wie damals geplant nur zu
einem bestimmten Anteil, sondern zu hundert Prozent aus erneuerbarem Strom
bestehen, wie es beispielsweise die Grüne Partei gefordert hatte. In der
Vernehmlassung hatte die Strombranche die regulierten Preise für das
Grundversorgungsmodell kritisiert. An diesen Tarifvorgaben wollte der Bundesrat aber
festhalten. Einführen möchte er eine in der Vernehmlassung mehrheitlich gelobte
Speicherreserve, die Stromengpässe in den Wintermonaten – auch aufgrund der mit
dem schrittweisen Atomausstieg wegfallenden Bandenergie – entschärfen soll. Bis ins
Jahr 2040 soll deshalb die Speicherwasserkraft dank spezifischer Investitionsanreize
um 2 TWh ausgebaut werden. Sollte dies nicht mit Wasserkraftprojekten erreicht
werden können, so wären auch andere CO2-neutrale Technologien zu berücksichtigen,
um eine Selbstversorgungsfähigkeit von 22 Tagen sicherstellen zu können, präzisierte
der Bundesrat das Vorhaben gegenüber dem Vernehmlassungsentwurf. Eine weitere
Energiereserve soll durch Auktionen vergeben werden und Extremsituationen abfedern
können. Die teilnehmenden Energiebetreiberfirmen sollen dazu ebenfalls im Rahmen
des Netznutzungsbeitrags entschädigt werden. In Kombination mit dem EnG könnten
gemäss Bundesrat zudem spezifische Anreize geschaffen werden, damit auch
erneuerbare Energieträger den Versorgungsengpässen in den Wintermonaten
Gegensteuer bieten können. Bemerkenswert war hierbei, dass der Bundesrat auch den
Bau von CO2-kompensierten Gaskraftwerken nicht ausschloss, falls die mit
erneuerbaren Anlagen erwünschte Reservekapazität nicht innert gegebener Frist
aufgebaut werden könnte. Die in der Vernehmlassung umstrittene vollständige Öffnung
des Messwesens wollte der Bundesrat beibehalten. Des Weiteren beinhaltete das
bundesrätliche Vorhaben auch viele weitere, teilweise technische Massnahmen aus
dem Vernehmlassungsentwurf wie die Sunshine-Regulierung, die verbesserte
Transparenz für die Verbrauchenden, Instrumente für eine erhöhte Nutzungsflexibilität,
die Verbesserung der Governance-Strukturen bei der für die Abwicklung der
Förderprogramme zuständigen Pronovo AG und die verursachergerechtere Umsetzung
der Netztarifierung. Abschliessend betonte der Bundesrat auch, dass mit der Revision
nichts an der bestehenden Interessenabwägung zwischen Natur- und Heimatschutz
einerseits sowie der Energienutzung andererseits geändert werde.  

Ende 2020 beauftragte der Bundesrat das UVEK damit, bis Mitte 2021 eine
entsprechende Botschaft zum umfassenden Mantelerlass vorzulegen. 2
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Mitte November 2020 gab der Bundesrat bekannt, die Revision des EnG zusammen mit
der Revision des StromVG unter dem Mantelerlass «Bundesgesetz für eine sichere
Stromversorgung mit erneuerbaren Energien» zusammenzuführen. Er kam damit einer
mehrfach in der EnG-Vernehmlassung geäusserten Forderung entgegen, die beiden eng
verknüpften Vorlagen in einem gemeinsamen Dossier anzugehen. Die
Unterstützungsmassnahmen für erneuerbare Energien und die Wasserkraft sollen damit
den zweiten Liberalisierungsschritt des Schweizer Strommarktes (Revision StromVG)
begleiten. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.2020
MARCO ACKERMANN

Wie der Bundesrat im November 2020 versprochen hatte, legte er im Sommer 2021
dem Parlament die Botschaft zum «Bundesgesetz über eine sichere Stromversorgung
mit erneuerbaren Energien» (Revision des EnG und Revision des StromVG) vor. Wie
die Westschweizer Zeitung «Tribune de Genève» resümierte, baue das
«Mammutprojekt», mit welchem «Bern einen Black-out verhindern möchte», grob auf
drei Pfeilern auf. 

Erstens will der Bundesrat die Produktion von erneuerbarem Strom vorantreiben und
den Energieverbrauch pro Kopf senken. Im Gegensatz zum bestehenden Energiegesetz
sollen deshalb neu die Zielwerte für 2035 und 2050 im Ausbau der erneuerbaren
Energien sowie in der Senkung des Energieverbrauchs pro Kopf verbindlich in den
Gesetzestext aufgenommen werden. Gegenüber dem Jahr 2000 soll so beispielsweise
der Energieverbrauch pro Kopf bis 2035 um 43 Prozent, bis ins Jahr 2050 gar um über
50 Prozent gesenkt werden. Bei den Förderinstrumenten für die erneuerbaren
Energien plante der Bundesrat, diese bis 2035 zu verlängern und marktnah
auszugestalten, wie er in seiner Medienmitteilung erklärte. Kernelement bildet dabei
der Ersatz des bestehenden Einspeisevergütungssystems durch das Prinzip von
Einmalvergütungen, die neu bis zu 60 Prozent der Investitionskosten decken können.
Die Massnahmen sollen bewirken, dass bis 2050 der Zielwert von 39 TWh erneuerbarer
Stromproduktion pro Jahr (exkl. Wasserkraft) erreicht wird. Bei der Wasserkraft soll bis
2050 eine Produktion von 38.6 TWh erreicht werden. Betreffend die Finanzierung
wollte der Bundesrat bei den bestehenden Rahmenbedingungen bleiben: Die
Fördermassnahmen sollen durch die Beibehaltung des derzeit bestehenden
Netzzuschlags von 2.3 Rappen pro Kilowattstunde durch die Stromkonsumentinnen und
-konsumenten finanziert werden. 
Zweitens plante der Bundesrat, mehr Reservekapazitäten für die Wintermonate zu
schaffen, in denen die Schweiz von Importen aus dem Ausland abhängig ist. Die
inländische Stromnachfrage soll einerseits durch den zusätzlichen Zubau von 2 TWh
Stromproduktion, die im Winter zur Verfügung stehen, sichergestellt werden. Prinzipiell
handle es sich hierbei um Speicherwasserkraftwerke, wie der Bundesrat in der
Botschaft präzisierte, es könnten aber auch andere Technologien, zum Beispiel
Gaskombikraftwerke, in Betracht gezogen werden, falls die Ziele mit der
Grosswasserkraft nicht erreicht werden sollten und «solange das Kriterium der
Klimaneutralität (übergeordnetes Netto-Null-Ziel) effektiv erfüllt wird». Nebst dem
Zubau der Winterkapazitäten soll andererseits eine strategische Energiereserve
geschaffen werden, die gegen Ende des Winters, wenn viele Stauseen bereits leer sind,
die Nachfrage decken kann. Die Zurückbehaltung von Produktionskapazitäten in den
Stauseen soll entsprechend finanziell entschädigt werden. 
Drittens wollte der Bundesrat den zweiten Öffnungsschritt wagen und den Strommarkt
vollständig liberalisieren. Dadurch, dass Endkonsumentinnen und Endkonsumenten
ihren Anbieter frei wählen können und der Markt neu ausgestaltet wird, sollen letztlich
die erneuerbaren Energien besser ins System eingebunden werden und innovative
Geschäftsmodelle entstehen. Als Schutz vor Preismissbrauch soll es für kleinere
Unternehmen (mit einem jährlichen Verbrauch unter 100'000 kWh) sowie für Haushalte
weiterhin eine Grundversorgung geben. Diese soll aber ausschliesslich aus einem
einheimischen und erneuerbaren Strommix bestehen. Weiter beinhaltete das
Gesetzespaket technische und regulatorische Anpassungen bei der Netzregulierung, bei
der Datenerhebung und im Messwesen. Diese sollen unter anderem die Kosteneffizienz
verbessern, die Datensicherheit erhöhen und zu einer verursachergerechten
Tarifierung führen. 

Der Bundesrat strich in seiner Medienmitteilung vornehmlich die klimapolitischen
Bestrebungen hervor. Der Schritt sei nötig, um die langfristigen Klimaziele und die
Bestrebungen gemäss der Energiestrategie 2050 – beispielsweise den Ausstieg aus der
Atomenergie – erreichen zu können, erklärte er. Deshalb setze die Landesregierung auf
einen starken Ausbau der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien im Inland.
Schliesslich gab der Bundesrat auch zu bedenken, dass der Abbruch der Verhandlungen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2021
MARCO ACKERMANN
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über ein institutionelles Abkommen mit der EU den Abschluss eines bilateralen
Stromabkommens nicht «in nützlicher Frist» in Aussicht stelle, weshalb die Netz- und
Versorgungssicherheitssituation analysiert werden müsse. Der vorliegende Entwurf
schaffe durch die Winterreserve und den allgemeinen Zubau mehr Sicherheit in der
Stromversorgung. Dennoch seien für die Sicherstellung der kurzfristigen
Versorgungssicherheit zusätzliche Massnahmen zu prüfen, fügte die Landesregierung
an. 4

En juin 2021, le Conseil fédéral a adopté le message sur la loi fédérale relative à un
approvisionnement en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables. Cette loi
vise deux objectifs: une dynamisation de la production d'énergie renouvelable et un
renforcement de la sécurité d'approvisionnement de la Suisse. Si ces thématiques ont
animé les débats sous la Coupole depuis plusieurs année, elles ont pris une plus grande
ampleur en 2022. En effet, la guerre en Ukraine couplée à une forte volatilité sur les
marchés internationaux de l'énergie font peser une menace permanente de pénurie
d'électricité sur la Suisse. Cette épée de Damoclès a logiquement influencé les débats
au sein du Conseil des États. Ces débats se sont d'ailleurs écoulés sur plusieurs
journées.
Conscients des hypothétiques, mais néanmoins profondes, conséquences d'une
pénurie d'électricité sur la société et l'économie helvétique, les parlementaires ont
remodelé le projet initial du Conseil fédéral avec des objectifs beaucoup plus
ambitieux. Pour commencer, ils ont fixé les seuils de production d'énergie renouvelable
à 35 TWh en 2035 et 45 TWh en 2050, au lieu de 17 TWh et 39 TWh, comme prévu par le
gouvernement. Afin d'atteindre ces objectifs, une majorité du Conseil des États a
préconisé une accélération et facilitation des procédures pour les installations
produisant de l'énergie renouvelable. Les sénateurs et sénatrices, notamment du PLR
et de l'UDC, se sont succédé.e.s à la barre pour fustiger les dispositions
environnementales qui mettraient des bâtons dans les roues à la production d'énergie
renouvelable en Suisse. A gauche, les parlementaires ont également reconnu l'urgence
de la situation sur le front de l'énergie, mais estiment néanmoins qu'il n'est pas
judicieux de donner carte blanche à la production d'énergie, au détriment de
l'environnement. D'après eux, il est impératif de trouver un équilibre. Si, après de
nombreux échanges, la chambre des cantons a finalement décidé d'octroyer aux
grandes installations destinées aux énergies renouvelables le statut d'intérêt national,
et de permettre ainsi des procédure accélérées, elle n'a pas pour autant recalé les
dispositions environnementales. Dans la même logique, les parlementaires ont
également diversifier les mécanismes de soutien financier afin d'accélérer la
production d'énergie renouvelable. Les contributions d'investissement ont été validées
pour les différentes sources d'énergie renouvelable comme l'hydroélectrique, l'éolien,
le solaire, le biogaz et la géothermie. De plus, une prime de marché flottante a été
proposée afin d'augmenter l'électricité injectée sur le réseau.
Du côté de la production hivernale, le Conseil des États a décidé, après de nombreuses
tergiversations, d'accélérer la réalisation de quinze projets hydroélectriques. Ces
centrales devraient permettre de faire face à la forte demande en électricité en hiver,
notamment liée au chauffage, mais surtout de contrer l'instabilité sur les marchés
internationaux de l'énergie en renforçant la production et le stockage d'énergie
indigène. Cette mesure a été validée par 24 voix contre 21, grâce à une alliance de la
gauche et de l'UDC. Cette mesure prend le contre-pied du Conseil fédéral qui
préconisait une augmentation de 2 TWh de la production des centrales électriques en
hiver, et également de la CEATE-CE qui proposait un mécanisme en cascade selon les
scénarios des deux derniers hivers. 
Le Conseil des États a également rappelé le rôle de modèle de la Confédération et des
cantons. Dans cette logique, les toits et façades des infrastructures fédérales,
compatibles avec des installations photovoltaïques ou solaires thermiques, devront
êtres équipés en conséquence. Ce rôle de modèle vaut aussi pour l'efficacité
énergétique.
Par contre, les sénateurs et sénatrices ont finalement refusé, par 23 voix contre 19,
d'obliger l'assainissement des chauffages et de forcer l’installation d'énergie
renouvelables dans les nouveaux bâtiments. D'un côté, la gauche a pointé du doigt la
nécessité d'économiser l'énergie, et non pas de seulement en produire plus. D'un autre
côté, la droite a brandi l'argument de l'interventionnisme étatique.
Finalement, la chambre des cantons a rejeté l'ouverture et la libéralisation complète du
marché de l'électricité. Si elle a donc maintenu sa confiance dans le monopole des
gestionnaires de réseau, elle a précisé que des communautés électriques devraient
pouvoir voir le jour. Ces communautés permettent une gestion libre de la production et
de la consommation d'électricité à l'intérieur de la communauté et donc

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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indépendamment du réseau. 
Après plusieurs journées de débats fleuves, ainsi qu'une cascade de modifications du
projet gouvernemental, les sénateurs et sénatrices ont finalement validé à l'unanimité
cette réforme de l'énergie, sans faire de vagues additionnelles. 5

Le Conseil national s'est emparé du dossier de la réforme de l'énergie. A l'identique du
Conseil des Etats, les députés et députées n'ont pas remis en question l'urgence de
développer les énergies renouvelables en Suisse, afin de dessiner une politique
énergétique helvétique sûre et indigène. Ce premier examen de la réforme de l'énergie
aura duré trois jours. Il a été le théâtre de débats intenses entre la gauche et le camp
bourgeois qui ont dû, l'un et l'autre, faire des concessions pour atteindre un
consensus. Lors du vote sur l'ensemble, le projet a été adopté par 104 voix contre 54 et
33 abstentions. L'UDC garnit les rangs des opposants à la réforme de l'énergie, et les
Vert-e-s enfilent le costume des abstentionnistes. 
Dans l'ensemble, les modifications relatives au projet initial du Conseil fédéral sont la
réponse à des objectifs de production d'électricité que le Conseil national a voulu
ambitieux. Tout comme la chambre haute, la chambre basse a validé une production
d'électricité grâce aux énergies renouvelables de 35TWh en 2035  et de 45TWh en
2050, énergie hydraulique non compris. Ces seuils sont largement supérieurs aux
objectifs proposés par le Conseil fédéral, à savoir, 17 TWh en 2035 et 39 TWh en 2050.
En ce qui concerne l'énergie hydraulique, le Conseil national a revu à la hausse les
exigences initiales. Elles sont désormais fixées à 37,9 TWh en 2035 et 39,2 TWh en
2050. En outre, pour sécuriser l'approvisionnement électrique en hiver, les réserves
des centrales hydroélectriques devront être augmentées de 6 TWh au lieu des 2 TWh
souhaités par le gouvernement. Afin de remplir ces objectifs, les députés et députées
ont dû réviser le projet du gouvernement à coup de compromis. 
Premièrement, les installations hydrauliques, photovoltaïques, éoliennes et les
centrales de pompage-turbinage bénéficieront d'autorisations de construire facilitées
si elles sont décrétées d'intérêt national. Ces autorisations facilitées pourront être
attribuées à des infrastructures de plus petites tailles si les objectifs fixés ne sont pas
atteints. A l'inverse de la proposition du Conseil des Etats, cette décision a été perçue
par la gauche comme un pied-de-nez à la protection de la nature et du paysage. De
plus, Delphine Klopfenstein Broggini (vert-e-s, GE) a pointé du doigt l'incohérence avec
les décisions de la récente table ronde sur l'énergie hydraulique. Elle a notamment
interrogé le Parlement sur la raison d'être des quinze projets hydrauliques prioritaires,
si tous les projets d'énergies renouvelables bénéficient d'une accélération de
procédure. 
Deuxièmement, la protection de la biodiversité et les débits résiduels ont été au cœur
des débats. Le Conseil national, à l'inverse du Conseil des Etats, n'a pas autorisé des
nouvelles infrastructures dans les biotopes d'importance nationale. En revanche, la
proposition de la CEATE-CN d'instaurer des mesures de protection, de remplacement
et de reconstitution, en cas d'atteinte à la biodiversité pour les lieux inscrits dans un
inventaire de la loi fédérale sur la protection de la nature (LPN), a été rejetée de
justesse par la chambre. Le camp bourgeois a réussi à dégager une majorité avec 97
voix contre 92 et 3 abstentions. Finalement, les débits résiduels dans les cours d'eau
ont fait couler beaucoup d'encre. Le camp bourgeois a imposé sa décision de
suspendre les débits résiduels lors de rénovations ou renouvellement des concessions
des centrales hydrauliques. D'après la gauche, cette décision «empiète inutilement sur
la protection de l'eau et de la biodiversité». Même la CEATE-CN et le Conseil fédéral
ont plaidé contre ces décisions afin d'éviter de mettre en péril l'ensemble de la
réforme à cause de ce seul point. La crainte d'un référendum a résonné dans les
tranchées du Parlement. 
Troisièmement, le Conseil national a appuyé sur l'accélérateur pour l'énergie solaire.
Dans les faits, non seulement l'ensemble des nouveaux bâtiments de plus de 300m2
devront être équipés de panneaux solaires, mais également les bâtiments existants de
plus de 300m2 en cas de rénovation de la toiture, sauf exceptions liées à la rentabilité
ou à l'impossibilité technique. La CEATE-CN souhaitait aller encore plus loin en
imposant cette obligation d'installation de panneaux solaires pour tous les grands
bâtiments, sauf ceux d'habitation, d'ici 2031. L'UDC et le PLR ont respectivement
pointée du doigt une obligation trop onéreuse pour les agriculteurs et les PME. Les
difficultés d'approvisionnement et les délais d'installations des panneaux solaires ont
également été critiqués. Mais encore, les nouveaux parkings de plus de 250m2 devront
installer des panneaux solaires, ainsi que les parkings existants de plus de 500m2. Cette
décision a été combattue en vain par l'UDC qui a critiqué une «intrusion dans la vie des
propriétaires». 
Quatrièmement, l'efficacité énergétique a été au cœur des débats. Dans l'ensemble, le
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camp bourgeois a réussi à limiter les mesures proposées par la gauche. Ainsi, ni les
logements de vacances avec des systèmes de régulation du chauffage intelligents, ni les
chauffe-eaux électriques, ni l'assainissement des bâtiments énergivores ne seront
impactés par la réforme. 
Cinquièmement, la chambre haute a accompagné ces mesures de contributions
d'investissements pour les installations hydroélectriques, éoliennes, photovoltaïques,
de biogaz et de géothermie, mais pas les centrales de pompage-turbinage. L'électricité
injectée dans le réseau sera rétribuée grâce à la hausse du prix du kWh à 2,3 centimes
pour l'ensemble des consommateurs et consommatrices d'électricité. 
La réforme de l'énergie retourne au Conseil des Etats pour l'élimination des
divergences. 6

Si la réforme de l'énergie avance au Parlement, les sénateurs et sénatrices ont freiné
les ardeurs du Conseil national. Pour commencer, le Conseil des Etats a empoigné le
dossier brûlant des débits résiduels. Au printemps 2023, la chambre du peuple avait
décidé de suspendre les prescriptions relatives aux débits résiduels pour renforcer la
production hydroélectrique. Or, cette mesure a depuis fait face à une levée de
boucliers des associations en faveur de la nature et de l'environnement. Ainsi, à la
tribune de la chambre des cantons, Lisa Mazzone (verts, GE) a pointé du doigt «une
quantité énergétique vraiment minime», mais une mesure «qui a un impact très
important sur la nature». Au contraire, le groupe du Centre a rappelé que chaque
kilowatt-heure comptait. Il a donc argumenté en faveur de la suspension des débits
résiduels. Au final, le groupe du Centre a proposé que le Conseil fédéral puisse
temporairement suspendre les prescriptions relatives aux débits résiduels en cas de
menace sur la sécurité d'approvisionnement énergétique. Ce compromis a rallié, in
extremis, la majorité des député.e.s. Il a été adopté par 22 voix contre 23, avec la voix
prépondérante de la présidente centriste du Conseil des Etats, Brigitte Häberli-Koller
(centre, TG). 
Les sénateurs et sénatrices ont ensuite freiné l'offensive solaire du Conseil national.
Selon la chambre des cantons, cette offensive doit être en adéquation avec le respect
de la propriété privée et la souveraineté des cantons. Par 29 voix contre 12, la chambre
haute a adopté l'obligation d'utiliser l'énergie solaire sur les toits des nouveaux
bâtiments de plus de 300 m2. Cette mesure remplace la proposition des député.e.s
d'obliger les nouveaux bâtiments et les bâtiments rénovés de plus de 300m2 d'équiper
leurs toitures de panneaux solaires. En ce qui concerne les parkings, l'obligation
d'installer des panneaux photovoltaïques a été refusée par 23 voix contre 19. Face à ces
décisions, le groupe des Vert-e-s a brandi la menace de l'initiative populaire. 
Stefan Engler (centre, GR) a remis sur la table le débat autour des communautés
électriques locales. Ces communautés doivent permettre une gestion autonome de
l'approvisionnement en leur sein. Le député des grisons préconisait d'annuler cette
décision, déjà validée par les deux chambres. Par 26 voix contre 12, les communautés
électriques sont maintenues dans la réforme de l'énergie. En revanche, il a été décidé
qu'elles devraient s'implanter sur le territoire d'une seule commune. 
De plus, le Conseil des Etats et le Conseil national se sont alignés sur l'interdiction
d'installer des panneaux solaires dans les biotopes d'importance nationale et les
réserves sauvagines et d'oiseaux migrateurs, mais avec des exceptions pour les
nouvelles marges proglaciaires et les plaines alluviales alpines. Cette introduction
d'exceptions a fait grincer des dents la défense de la nature et de l'environnement. Les
deux chambres ont également validé l'ajout de la centrale hydroélectrique de Chlus,
dans les Grisons sur la liste de projets devant bénéficier d'une procédure d'autorisation
accélérée, et sur une autre sujet, l'amende de CHF 100'000 pour la vente à l'étranger
d'énergie qui proviendrait d'un appel à la réserve d'énergie. 7
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Le Conseil fédéral souhaite simplifier et accélérer les procédures de planification et
de construction des installations solaires, éoliennes et hydrauliques d'intérêt
national. Face à la lenteur des procédures, qui peuvent prendre jusqu'à 20 années
selon le gouvernement, le Conseil fédéral recommande une modification de la loi sur
l'énergie (LEne). Premièrement, cette modification charge le canton d'implantation de
délivrer les autorisations cantonales et communales pour la construction,
l'agrandissement ou la rénovation au sein d'une seule et unique procédure. Cette
procédure unique ne devrait pas dépasser 180 jours. Deuxièmement, le Conseil fédéral
demande aux cantons d'inclure des zones appropriées pour les installations solaires et
éoliennes dans leur plan directeur. Ces zones devraient tenir compte de la protection
du paysage et de la nature, notamment des biotopes et des terres cultivables.
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Troisièmement, la modification de la LEne doit également raccourcir la procédure de
recours. Seules les cantons, communes et organisations actives à l'échelle nationale
seraient habilitées à recourir. Quatrièmement, l'extension du réseau électrique,
condition sine qua non à l'installation de centrales solaires ou de parcs éoliens, devrait
être facilitée. Le gouvernement propose de définir des corridors dans la planification
sectorielle et d'affiner le tracé précis des lignes à haute tension que dans un deuxième
temps.
Le Conseil national se prononcera en premier sur cette modification de la LEne. 8

La réforme de l'énergie a continué son ping pong entre la chambre du peuple et celle
des cantons lors de la session d'automne 2023. Plusieurs points de dissensions
demeuraient. 
Premièrement, les deux chambres ont trouvé un consensus sur les débits résiduels. Le
Conseil national, par 122 voix contre 67, a décidé d'octroyer une marge de manœuvre
au Conseil fédéral pour réduire temporairement les débits résiduels dans les cours
d'eau pour les barrages. Néanmoins, cette dérogation ne sera possible qu'en cas de
menace de pénurie d'électricité. Cette solution, validée par 30 voix contre 14 au
Conseil des Etats, permet de lever l'épée de Damoclès du référendum que le parti
écologiste avait brandi. 
Deuxièmement, les député.e.s et sénateur.trice.s ont peiné à trouver un compromis sur
les panneaux solaires. D'un côté, le Conseil national a adopté, par 133 voix contre 55, la
proposition du Conseil des Etats d'obliger l'installation de panneaux solaires sur les
bâtiments d'une surface supérieure à 300m2. D'un autre côté, la volonté du Conseil
national d'obliger les nouveaux parkings de plus de 500m2, et les anciens parkings de
plus de 1'000m2, de prévoir des panneaux solaires n'a pas trouvé grâce aux yeux des
sénateurs et sénatrices. Si la gauche a regretté que le potentiel solaire ne soit pas
suffisamment exploité, la droite n'a pas voulu de cette intrusion dans la liberté
économique. 
Troisièmement, le Parlement s'est accordé sur le rôle-modèle que l'Administration
fédérale doit jouer. Elle devra donc réduire sa consommation d'énergie de 53 pour cent
(par rapport à l'année 2000) d'ici 2040. Le Conseil national souhaitait étendre cette
obligation aux administrations cantonales, mais la chambre des cantons a mis son veto.
Finalement, les objectifs d'efficacité énergétique ont été étendus aux fournisseurs
d'électricité, en plus des gestionnaires de réseau de distribution.
Après élimination des divergences, les deux chambres se sont félicitées d'avoir fait
suffisamment de compromis pour pouvoir ficeler la réforme de l'énergie avant l'hiver
2023/2024. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Le Conseil national et le Conseil des Etats ont validé la loi relative à un
approvisionnement en électricité sûr reposant sur des énergies renouvelables. Cette
réforme de l'énergie concrétise la Stratégie énergétique 2050. Son objectif est d'éviter
une pénurie d'électricité en augmentant durablement la production d'énergie
renouvelable indigène. Au final, cette réforme a été marquée par la tension constante
entre les objectifs énergétiques et les objectifs de protection de la nature et de la
biodiversité. 
Pour commencer, les deux chambres ont fixé des objectifs de production d'énergies
renouvelables ambitieux qui dépassent les objectifs initialement proposés par le
Conseil fédéral. La production d'électricité grâce aux énergies renouvelables –
hydraulique non compris – devra être de 35 TWh en 2035 et 45 TWh en 2050. Pour sa
part, l'énergie hydraulique devra représenter 37.9 TWh en 2035 et 39.2 TWh en 2050.
Ensuite, les grandes installations de production d'énergie renouvelable seront
désormais d'intérêt national. Leur installation prime donc sur la protection de la nature
et du paysage. Dans cette optique, seize projets hydroélectriques ont été sélectionnés
pour bénéficier d'une accélération des procédures. En revanche, la gauche a réussi à
maintenir la protection des biotopes d'importance nationale et des réserves sauvagines
et d'oiseaux migrateurs. 
Du côté des panneaux solaires, l'obligation d'installation ne portera que sur les
bâtiments d'une surface supérieure à 300m2. Malgré de longs échanges entre les deux
chambres, toutes les obligations relatives au parking ont été supprimées. Les débits
résiduels ont également créé la controverse. Les écologistes n'ont d'ailleurs pas hésité
à brandir la menace du référendum. Au final, le Conseil fédéral pourra réduire
temporairement les débits résiduels des cours d'eau des barrages en cas de menace de
pénurie d'électricité. Ce compromis, qui garantit une certaine flexibilité pour le
gouvernement mais maintient un certain degré de protection de la nature et de la
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biodiversité, a convaincu, à tort de satisfaire, tous les député.e.s et sénateur.trice.s.
En ce qui concerne la libéralisation du marché de l'électricité, le Parlement n'en a pas
voulu. En revanche, l'électricité injectée dans le marché sera rétribuée avec une prime
de marché flottante et des communautés électrique pourront se développer.
Finalement, une réserve stratégique d'énergie a été élaborée et l'Administration
fédérale devra jouer un rôle-modèle en réduisant sa consommation de 53 pour cent
d'ici à 2040. 
Sous la Coupole fédérale, on s'est félicité d'un projet, fruit de compromis, qui envoie
un «signal fort» et permet de «grandes avancées». Lors du vote sur l'ensemble, le
projet de réforme de l'énergie a été adopté par 177 voix contre 19 et aucune abstention
au Conseil national et par 44 voix contre 0 au Conseil des Etats. Seules des voix éparses
au sein de l'UDC n'ont pas goûté à cette réforme. Elles ont ainsi signalé leur
mécontentement en votant contre leur ministre de l'énergie Albert Rösti. 10

Albert Rösti, ministre de l'énergie, n'a pas eu beaucoup de temps pour savourer la
concrétisation de la réforme de l'énergie. Bien qu'issue d'un accord transpartisan, et
alors que les grandes associations comme le WWF ou ProNatura avaient indiqué ne pas
soumettre de référendum, la loi fédérale relative à un approvisionnement en électricité
sûr reposant sur des énergies renouvelables a été attaquée en référendum par des
citoyens et citoyennes qui estiment «inacceptable» que la nature passe
systématiquement au second plan. Cette première salve a ensuite été appuyée par la
Fondation Franz Weber qui a également lancé un référendum estimant que cet acte
modificateur unique est une menace pour la nature et le paysage. S'ouvre donc un
nouveau chapitre dans le livre de la réforme de l'énergie. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Le Conseil national a validé la stratégie du Conseil fédéral de simplifier et d'accélérer
les procédures de planification et de construction des installations solaires, éoliennes
et hydrauliques d'intérêt national. Les député.e.s ont adopté cette modification de la
loi sur l'énergie (LEne) par 137 voix contre 56 et 3 asbtentions. Lors du vote sur
l'ensemble, seul l'UDC s'est opposé à cette modification.
Dans les détails, le Conseil national a renforcé le rôle des communes lors de
l'implantation d'un projet sur leur sol. Cette modification a été adoptée par 121 voix
contre 75. Une minorité, emmenée par la députée libérale-radicale Susanne Vincenz-
Stauffacher (plr, SG), a échoué de justesse à durcir les conditions de recours pour les
organisations actives sur le plan national. Par 96 voix contre 94 et 6 abstentions, le PLR
(22 voix), l'UDC (67 voix) et une minorité du groupe du Centre (5 voix) ne sont pas
parvenus à restreindre le droit de recours uniquement à des organisations qui,
ensemble, comptent plus de 50'000 membres.
Mais surtout, le PLR a profité de ce débat pour sortir, encore une fois, l'énergie
nucléaire de sa manche. Le groupe PLR considère que l'énergie renouvelable, malgré
une simplification et une accélération des procédures, ne pourra répondre aux besoins
énergétiques des helvètes. À la tribune, les député.e.s PLR ont notamment souligné les
lacunes de production en hiver. Si l'UDC a rejoint les velléités du PLR, la proposition
d'octroi d'autorisation pour les centrales nucléaires a enclenché une levée de bouclier
du reste de l'hémicycle. Les Vert-e-s ont fait planer la menace du référendum comme
épée de Damoclès. Les Vert'libéraux ont critiqué un «cheval de Troie» qui n'a aucun
lien avec le projet initial du Conseil fédéral. Et le Centre a fustigé une tentative
«désespérée» et rejoint les Vert-e-s sur la nécessité d'un débat démocratique sur le
nucléaire. La proposition du PLR a été rejetée par 101 voix contre 90 et 5 abstentions. Si
cette proposition a monopolisé l'attention, les 67 voix de l'UDC et les 23 voix du PLR
n'ont pas été suffisantes. 
La balle est désormais dans le camp du Conseil des Etats. 12
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Netz und Vertrieb

Das Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze kam Ende Mai 2017 in den
Nationalrat. Mit dem Gesetz soll das Netz für die Anforderungen der Energiewende
gerüstet werden. Nachdem der Ständerat als Erstrat im Dezember 2016 beschlossen
hatte, den Stromunternehmen wieder zu erlauben, die Kosten der Eigenproduktion
vollständig den von der Teilliberalisierung des Marktes nicht profitierenden,
gebundenen Kleinverbrauchern in der Grundversorgung anzulasten (und damit
rückwirkend eine Praxis zu legitimieren, welche vom Bundesgericht gerügt worden war),
wollte die UREK-NR einen anderen Weg gehen: Die Verbraucher in der
Grundversorgung (Kleinkunden, KMU und Haushalte) sollten nur noch Strom aus
Wasserkraft erhalten. Was diese faktische Abnahmegarantie von Strom aus
Wasserkraftwerken die Haushalte und KMU kosten würde, war von der Kommission
nicht untersucht worden. Der Rat befand diesen Vorschlag seiner Kommission daher für
unseriös und folgte dem Antrag Wasserfallen (fdp, BE), der die Regelungen bezüglich
der Abnahme von Wasserkraft durch die gebundenen Kunden in der Grundversorgung
in eine zweite Vorlage auslagern und diesen „Entwurf 2“ an die Kommission
zurückweisen wollte. 
Differenzen zum Ständerat hatte der Nationalrat auch in anderen Bereichen der
Vorlage, beispielsweise in der Frage, ob die Kosten intelligenter Mess- und
Steuersysteme den Netzkosten angerechnet werden sollen, wie es Bundes- und
Ständerat vorsahen. Der Nationalrat strich diesen Artikel und nahm dafür einen Passus
auf, der festhält, dass Verkauf und Installation von intelligenten Messsystemen nicht
den Netzbetreibern vorbehalten sein soll. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI

In der Differenzbereinigung zum Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze
beriet der Ständerat im September 2017 wieder über die Vorlage. Die kleine Kammer
wollte vom nationalrätlichen Entscheid zur Auslagerung der Fragen rund um die
Durchschnittspreismethode in eine zweite Vorlage nichts wissen und hielt an der
eigenen Lösung fest. Mit dieser würde die Durchschnittspreismethode nicht mehr
angewendet; Stromunternehmen müssten Gewinne aus dem Zukauf von billigem,
ausländischem Strom nicht mehr mit den Kosten der eigenen Produktion verrechnen.
Die von der Liberalisierung vorerst ausgenommenen Kleinkunden müssten den höheren
Preis der inländischen Produktion zahlen. Bundesrätin Leuthard bezeichnete dieses
Vorhaben der kleinen Kammer als bedenklich und rief im Plenum in Erinnerung, dass
diese Fragen gar nichts mit dem Um- und Ausbau der Stromnetze zu tun hätten.
Trotzdem mochte eine Mehrheit im Rat nicht auf den Entscheid des Nationalrates
einschwenken. Auch bezüglich Verkauf und Installation von intelligenten Messsystemen
durch die Netzbetreiber blieb der Ständerat bei seiner Ansicht. Damit blieben die
wichtigsten Differenzen bestehen. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2017
NIKLAUS BIERI

Im September 2017 behandelte der Nationalrat wieder das Bundesgesetz zum Um- und
Ausbau der Stromnetze. Nationalrat Nussbaumer (sp, BL) erklärte für die UREK-NR,
dass die Kommission in vier kleineren Differenzen auf die Linie des Ständerates
eingeschwenkt sei, die beiden wichtigsten Differenzen aber aufrechterhalten wolle.
Man erwarte erstens vom Ständerat, dass dieser die Auslagerung der gesetzlichen
Regelung der Durchschnittspreismethode in eine zweite Vorlage als Teil der
Kompromisssuche akzeptiere. Zweitens wolle es die Kommission den Endverbrauchern
offenhalten, der Installation und dem Betrieb von intelligenten Steuer- und
Regelsystemen zuzustimmen. Deren Betrieb sei nicht automatisch dem Netzbetreiber
zu überlassen. Bundesrätin Leuthard erläuterte wie schon in den vorangegangenen
Debatten in dieser Sache, weshalb dem Ansinnen des Ständerates bezüglich der
Durchschnittspreismethode nicht nachzukommen sei. Sie begrüsste die Haltung der
UREK-NR. Der Rat folgte seiner Kommission einstimmig. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2017
NIKLAUS BIERI

Zu Beginn der Wintersession 2017 lag der Ball in der Debatte um das Bundesgesetz zum
Um- und Ausbau der Stromnetze wieder beim Ständerat. Hauptdifferenz war immer
noch die sogenannte „Wasserkraft-Klausel“, die eine rückwirkende Aufhebung der
Durchschnittspreismethode enthält und vom Ständerat eingeführt worden war, vom
Nationalrat aber abgelehnt wurde. Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) zog ihren Antrag auf
Zustimmung zum Nationalrat zurück und begründete dies mit den Schritten, mit
welchen der Ständerat gemäss dem Vorschlag der UREK-SR auf den Nationalrat zuging.
So sollte die Rückwirkung auf fünf Jahre beschränkt und die Pflicht zur Anwendung der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2017
NIKLAUS BIERI

01.01.65 - 01.01.24 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Durchschnittspreismethode nicht aufgehoben, aber mit Ausnahmen versehen werden.
Preisvorteile müssten nicht an die gebundenen Bezüger weitergegeben werden, wenn
diese Strom aus erneuerbaren Energiequellen bezögen. Für Strom aus inländischen
Kraftwerken, die keine Unterstützung erhalten, soll es das Recht geben, auf die
Durchschnittspreismethode zu verzichten. Bundesrätin Leuthard bezeichnete diese
Vorschläge als diskriminierend und unfair und wollte „klar darlegen, dass das [...] nicht
wahnsinnig klug ist.“ Der Ständerat liess sich von diesem Votum nicht beirren und hielt
an der angepassten Wasserkraft-Klausel fest. 
Auch eine zweite Differenz blieb bestehen: Der Ständerat hielt daran fest, das
Messwesen dem Netzbetrieb zuzurechnen. Hingegen gab die kleine Kammer bei den
intelligenten Steuer- und Regelsystemen nach: Netzbetreiber dürfen die Systeme nur
nach der aktiven Zustimmung durch die Konsumenten installieren. 16

Der vom Ständerat vorgeschlagene Kompromiss bezüglich der Wasserkraft-Klausel im
Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze vermochte im Nationalrat keinen
Stimmungsumschwung zu bewirken. Die grosse Kammer folgte ihrer Kommission und
hielt daran fest, die Wasserkraft-Klausel zu streichen. Ein Minderheitenantrag
Nussbaumer (sp, BL), der mit einem Kompromissvorschlag dem Ständerat in dieser
Differenz die Hand reichen wollte, unterlag im Plenum mit 86 zu 102 Stimmen (2
Enthaltungen). Damit war eine Einigungskonferenz unumgänglich. 17
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Die Debatte zum Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze ging am 13.
Dezember 2017 in die letzte Runde. Die Einigungskonferenz hatte sich darauf geeinigt,
die Wasserkraft-Klausel des Ständerates in der Version vom 30. November zu
übernehmen, sie aber bis 2022 zu begrenzen. Bezüglich dem Messwesen setzte sich in
der Einigungskonferenz der Nationalrat durch; die Bestimmung wurde gestrichen. Eine
Minderheit der Einigungskonferenz Imark (svp, SO) wollte die Vorlage abschreiben. Der
Ständerat nahm die Vorlage gemäss der Einigungskonferenz mit 40 zu 0 Stimmen (1
Enthaltung) an. Im Nationalrat war die Vorlage umstrittener. Die Begrenzung der
Wasserkraft-Klausel bis 2022 konnte die Kritiker nicht besänftigen. Nationalrat Imark
warf am Rednerpult mit Zehnfrankennoten um sich, als er die „Geschenke“ beklagte,
die mit der Vorlage gemacht würden. Betont wurde am Rednerpult aber
verschiedentlich, dass die Wasserkraft-Klausel nur ein kleines Element der Vorlage sei
und der Kern – die Verkürzung der Bewilligungsverfahren zum Um- und Ausbau der
Stromnetze – zu wichtig sei, als dass die Vorlage scheitern dürfe. Der Nationalrat
stimmte schliesslich mit 108 zu 69 Stimmen (15 Enthaltungen) zu. 
Am 15. Dezember wurde die Vorlage in den Schlussabstimmungen angenommen: im
Nationalrat mit 105 zu 71 Stimmen (14 Enthaltungen), im Ständerat einstimmig mit 42
Stimmen bei einer Enthaltung. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Nachdem das Parlament das Bundesgesetz zum Um- und Ausbau der Stromnetze im
Dezember 2017 angenommen hatte, startete der Bundesrat im Sommer 2018 die
Vernehmlassung für die Änderung der neun betreffenden Verordnungen. Im April 2019
kündigte er an, die Verordnungsrevisionen sowie das Bundesgesetz – gegen welches
kein Referendum ergriffen worden war – per 1. Juni 2019 in Kraft treten zu lassen,
wobei einige Bestimmungen erst in den Jahren 2020 und 2021 nachfolgen werden. Mit
dem neuen Gesetz und den entsprechenden Verordnungen – welche teilweise nach der
Vernehmlassung einige technische Änderungen erfahren hatten – soll eine rasche
Flexibilisierung und Entwicklung des Stromnetzes angestrebt werden, um einerseits die
bestehenden Engpässe im Übertragungsnetz zu verringern und andererseits der
zunehmend dezentralen Energieversorgungsstruktur entgegenzukommen. Als zentrale
Massnahmen gelten hierbei beispielsweise die neuen (ab 1. Juni 2020 geltenden)
Bestimmungen zur Verlegung von Stromleitungen in den Boden und die betreffenden
Regelungen zur Deckung dieser Mehrkosten im Vergleich zu Überlandleitungen. Zudem
traten mit den neuen Bestimmungen eine zusätzliche befristete
Unterstützungsmassnahme für die Wasserenergie sowie einige Konkretisierungen der
Vorgaben für intelligente Messsysteme, die angesichts der komplexen
Energieversorgungsstruktur – beispielsweise aufgrund von dezentral liegenden und
unregelmässig Strom produzierenden Solaranlagen – zur Aufrechterhaltung der
Netzstabilität beitragen sollen, in Kraft. 19
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Les règles du marché international de l'électricité imposent des garanties en liquidité
lors de transactions relatives au commerce de l'électricité. Or, en cas de forte hausse
du prix de l'électricité, les garanties assorties peuvent prendre l'ascenseur et atteindre
des montants considérables pour répondre à ce mécanisme de sûreté financière. Etant
donné que ces potentielles fortes hausses des besoins en liquidité ne peuvent que
difficilement être anticipées, il est possible qu'une entreprise électrique d'importance
systémique, avec des finances saines, se retrouve néanmoins dans une situation de
manque de liquidité, et donc potentiellement en faillite. De plus, ces besoins spontanés
en liquidité ne peuvent pas être couverts par des bailleurs de fonds traditionnels
comme les banques, ou alors les propriétaires respectifs comme par exemple un
canton ou une commune. 
Conscient de cette réalité, et souhaitant éviter d'agir dans l'urgence avec une
ordonnance de nécessité, le Conseil fédéral a décidé de déposer une loi fédérale
urgente sur une aide financière subsidiaire destinée au sauvetage des entreprises
électriques d'importance systémique. Cette stratégie législative a pour objectif
d'impliquer le Parlement, tout en garantissant à court-terme l'approvisionnement
énergétique helvétique. 
Lors de la consultation, la prise d'initiative du Conseil fédéral, qui découle notamment
de l'affaire Alpiq de décembre 2021, a été saluée par les parties prenantes dans le
domaine de l'énergie. Malgré cet accueil favorable, diverses critiques ont dû être
intégrées au projet initial. Premièrement, l'aide financière ne doit être allouée qu'à
titre subsidiaire. En d'autres termes, les entreprises électriques d'importance
systémiques doivent d'abord tirer l'ensemble de leurs cartouches financières, comme
par exemple les banques, avant de pouvoir bénéficier de l'aide de la Confédération.
Elles doivent ainsi prendre toutes les précautions nécessaires pour garantir leur
liquidité. Deuxièmement, un plafond maximal de CHF 10 milliards a été défini.
Troisièmement, en contrepartie de ce parachute financier, les entreprises assujetties
doivent non seulement verser un forfait annuel, mais également répondre à certains
critères de transparence. Troisièmement, les taux sont fixés par le marché et une prime
de risque est prélevée par la Confédération. Cette prime doit également garantir que
les entreprises prennent toutes les dispositions pour éviter de devoir recourir à ce
mécanisme de sauvetage. Quatrièmement, le Conseil fédéral a l'interdiction d'entrer en
matière sur une requête d'élargissement du mécanisme à toutes les entreprises
électriques, et non pas seulement aux entreprises d'importance systémique. Cette
interdiction a pour objectif d'éviter la création, à moyen-terme, d'une banque publique
de l'énergie. En outre, cette loi fédérale urgente a une durée limitée à fin 2026. D'ici là,
d'autres réglementations doivent garantir la sécurité de l'approvisionnement électrique
en Suisse. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à la volatilité des prix de l'énergie, notamment induite par la guerre en Ukraine, et
au risque de pénurie d'électricité, le Conseil fédéral a pour objectif de sécuriser
l'approvisionnement en électricité. Or, les bourses de l'électricité imposent parfois des
garanties conséquentes en liquidité, en cas de forte hausse des prix de l'électricité.
D'après le Conseil fédéral, ce mécanisme de sûreté financière pourrait mettre en péril
une des entreprises électriques d'importance systémique, ou même provoquer une
réaction en chaîne. Afin de prévenir ce risque à court-terme, il a donc déposé une loi
urgente sur des aides financières subsidiaires destinées au sauvetage des entreprises
du secteur de l'électricité d'importance systémique. Concrètement, ce mécanisme
concerne les trois entreprises Alpiq, Axpo et BKW. 
La majorité de la Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil des États (CEATE-CE) a préconisé, par 6 voix contre 1 et 2
abstentions, l'entrée en matière. A l'inverse, une minorité, emmenée par quelques
sénateurs et sénatrices du PLR, de l'UDC et du groupe du Centre ont recommandé le
renvoi au Conseil fédéral afin de mieux définir les enjeux de sécurité de
l'approvisionnement électrique, et d'éviter un projet trop ciblé sur le sauvetage de trois
entreprises individuelles. Dans cette optique, la CEATE-CE a proposé d'élargir le cercle
des bénéficiaires de ce mécanisme de sauvetage financier aux entreprises
d'approvisionnement en électricité qui ont une importance systémique régionale, un
mandat de service universel, ou encore une importance systémique en raison de leur
production propre. Finalement, en parallèle de cette extension, la CEATE-CE a
recommandé de préciser, dans le texte, que l'octroi d'un prêt ne devrait pas impacter
les obligations, envers un canton ou une commune, de l'entreprise concernée. Le cas
des redevances hydrauliques a notamment été cité. 
Au Conseil des États, les sénateurs et sénatrices ont accepté, après trois heures de
débat, d'entrer en matière par 26 voix contre 18 et 1 abstention, puis le projet, dans son
ensemble, a été adopté par 28 voix contre 9 et 6 abstentions. Lors des débats, la
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gauche a notamment souligné l'urgence de la situation, qui s'est encore accrue avec la
guerre en Ukraine. D'après le PS, il est impératif de garantir une sécurité juridique aux
entreprises helvétiques qui naviguent sur le marché européen de l'électricité. Les
Verts ont ensuite précisé que cette aide financière subsidiaire devrait permettre
d'éviter un black-out qui impacterait, en premier lieu, les consommateurs et
consommatrices helvétiques. Pour sa part, la conseillère fédérale Simonetta
Sommaruga a insisté sur l'importance de garder une «capacité d'action» face à
l'instabilité de la situation sur le marché de l'électricité. De plus, les adhérents au
projet ont souligné les conditions peu attrayantes pour les entreprises, avec par
exemple une prime de risque, un renforcement de la transparence, ou encore une
interdiction de verser des dividendes, pour garantir la subsidiarité de ce mécanisme.
Au final, les opposants provenaient majoritairement de l'UDC. 21

Le Parlement a validé le mécanisme de sauvetage pour les entreprises électriques
d'importance systémique. Face à la hausse des prix de l'énergie, notamment
provoquée par la guerre en Ukraine, et le risque de pénurie d'électricité, le Conseil
fédéral a rédigé une loi fédérale urgente et préconisé un crédit d'engagement de CHF
10 milliards. Son objectif est de préserver la sécurité d'approvisionnement grâce à une
source subsidiaire de liquidités pour les entreprises électriques systémiques comme
Axpo, Alpiq ou BKW. 
Lors des votes finaux, la loi fédérale et le crédit d'engagement ont été acceptés par la
chambre des cantons, par 28 voix contre 12 et 5 abstentions, et par la chambre du
peuple, par 135 voix contre 51 et 6 abstentions. Si la majorité des parlementaires a salué
la démarche anticipée, en citant l'objectif du gouvernement d'éviter l'utilisation du
droit de nécessité, et reconnu l'urgence de la situation, avec des conséquences
éventuellement dramatiques pour l'économie helvétique, quelques voix opposées au
projet ont quand même résonné dans les groupes de l'UDC et du PLR. D'après ces
réfractaires, ce mécanisme de sauvetage sert uniquement à combler les trous d'un
système défaillant. Il pérenniserait donc un modèle commercial inadapté aux nouvelles
réalités du marché de l'énergie.
Étant donné l'urgence du débat, l'objet a donné lieu a un ping pong entre les deux
chambres lors de la session d'automne. Pour commencer, les députés et députées ont
alourdi l'interdiction de verser des dividendes, avec une interdiction de verser des
bonus aux membres de la direction et du conseil d'administration. Le Conseil national
voulait étendre cette interdiction aux collaborateurs avec un revenu supérieur à CHF
250'000 annuel, mais le Conseil des États a refusé cette trop forte ingérence dans la
liberté d'entreprise. Ensuite, les élu.e.s ont élargi l'obligation de renseigner la
population helvétique, en plus des autorités. Pour justifier ces deux retouches du
projet initial, plusieurs parlementaires ont martelé que l'argent prêté était celui du
contribuable. À partir de là, une transparence complète vis-à-vis de la population et
l'absence de bonus a semblé une évidence pour la majorité des parlementaires. Après
avoir validé ces retouches, les sénateurs et sénatrices ont débattu des délais relatifs
aux bonus et à l'obligation d'informer. Finalement, l'interdiction de verser des bonus
sera effective dès la date de la décision d'octroi du prêt et l'obligation d'informer la
population sera effective dès que le prêt sera accordé par décision ou contrat. 
Au final, grâce aux durcissements imposés par les deux chambres, l'octroi d'un prêt
sera soumis à des conditions très strictes afin de garantir la subsidiarité de l'aide
fédérale. Dans les détails, les entreprises qui ont recours à un prêt fédéral auront
l'interdiction de verser des dividendes, ainsi que des bonus aux membres de la
direction et du conseil d'administration, devront s'acquitter d'un rendement des
emprunts conforme au marché plus une prime de risque de quatre à dix pour cent, et
devront payer un forfait annuel pour couvrir les frais de déploiement. Cette mesure, et
notamment le crédit-cadre de CHF 10 milliards, est limité à l'horizon 2026. 22
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Wasserkraft

Les difficultés rencontrées en Suisse par toute forme, même atténuée, de
réglementation du secteur électrique, sont parfaitement illustrées par le long
cheminement parlementaire de la loi sur la protection des eaux et, plus
particulièrement, par les normes concernant les débits minimums. Après une délicate
procédure d'élimination des divergences, qui s'est poursuivie durant quatre années, le
Conseil des Etats s'est finalement rallié, lors de sa session d'hiver, à la dernière version
de la chambre du peuple. La fixation des débits minimums, dissension majeure entre
les deux hémicycles, est, matériellement, l'article central de la loi. Dans ce domaine, la
chambre des cantons voulut introduire des exceptions visant à permettre aux cantons
ainsi qu'aux petites entreprises hydro-électriques de descendre au-dessous des
minima prescrits par le droit fédéral, dérogations toujours refusées par le Conseil
national. Celui-ci obtint donc gain de cause, permettant ainsi à la révision législative de
conserver une certaine substance. Généralement, ces minima furent l'objet d'un
affrontement entre, d'une part, les représentants des cantons de montagne –
particulièrement actifs au Conseil des Etats – qui firent systématiquement obstacle à
toute proposition de réglementation et, d'autre part, une majorité de la chambre basse
et le Conseil fédéral, qui entendirent sauvegarder les derniers cours d'eau. La chambre
du peuple dut cependant faire certaines concessions à celle des cantons, dont la
renonciation à l'inscription du principe de causalité dans la loi. Par contre, elle
transmit, sous forme de postulat, une motion Aliesch (prd, GR) (Mo. 89.773) souhaitant
une révision de la loi sur la protection des eaux permettant aux autorités concédantes
de percevoir des droits d'eau plus conformes au marché. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1990
BRIGITTE CARETTI

Le parlement, à une très large majorité, a accepté au vote final la révision de la loi sur
la protection des eaux et a rejeté l'initiative populaire «pour la sauvegarde de nos
eaux»; seuls trois parlementaires se sont opposés à cette loi au Conseil national alors
qu'elle a été adoptée à l'unanimité au Conseil des Etats. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.02.1991
ANDRÉ MACH

Un comité référendaire, réunissant les propriétaires suisses de petites centrales
hydro-électriques, a fait aboutir un référendum contre la loi. Ceux-ci estiment qu'un
tiers des petites centrales hydro-électriques (environ 350) sont menacées par la
réglementation des débits minimaux (quantités d'eau qui doivent être maintenues en
permanence tout au long de la rivière) prévus par la loi. Les arguments des
référendaires se veulent avant tout d'ordre écologique: les petites centrales produisent
une énergie non-polluante et renouvelable et elles sont souvent bien implantées dans
le paysage. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Depuis que les Chambres fédérales ont transmis en 1992 comme postulat une motion
(Mo. 92.3199) demandant au Conseil fédéral de supprimer la limitation fédérale des
redevances hydrauliques annuelles versées aux cantons par les utilisateurs des
ressources hydrauliques, la libéralisation des redevances a suscité plusieurs prises de
position et études. En raison du niveau relativement bas de la limite fixée par la
Confédération, l'électricité produite par les grandes installations hydrauliques des
cantons alpins, dont provient environ 60% de l'électricité consommée en Suisse, reste
extrêmement bon marché par rapport à l'électricité d'origine nucléaire. Selon une
étude de plusieurs économistes de l'Université de Bâle, l'augmentation des redevances
hydrauliques versées par les utilisateurs — les sociétés électriques — aux autorités
cantonales auraient des effets positifs pour les cantons alpins et les finances fédérales.
Au niveau de la politique énergétique, la hausse des redevances, et par conséquent du
prix de l'électricité, inciterait les consommateurs à devenir plus économes, mais
pourrait aussi favoriser le recours à d'autres agents énergétiques. D'après les calculs
des économistes bâlois, la limite des redevances hydrauliques actuellement en vigueur
serait en termes réels environ cinq fois inférieure à celle fixée en 1916 qui n'a été que
partiellement réadaptée depuis lors; au cas où la limite des redevances hydrauliques
était intégralement adaptée au renchérissement du coût de la vie de ces dernières
décennies, le montant total versé aux cantons alpins par les sociétés électriques
pourrait passer de CHF 257 millions à CHF 1,29 milliards. Sans surprise, les
représentants des sociétés électriques ont annoncé qu'elles s'opposaient à une
libéralisation totale des redevances. A ce sujet, le Conseil national a approuvé une
motion Bürgi (pdc, SZ) (Mo. 93.3207), cosignée par 101 députés, qui charge le Conseil
fédéral de procéder à une révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques
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datant de 1916. Ce texte demande que les usines d'une puissance inférieure à 1000
kilowatts soient exemptées de la redevance. Début novembre, le Conseil fédéral a mis
en consultation un projet de révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques.
Conformément à la motion Bürgi, le projet prévoit que les exploitants de petites
centrales hydro-électriques soient exemptées du paiement de la redevance annuelle.
En revanche, la limite de la redevance pour les centrales d'une puissance supérieure à
1000 kilowatts devrait passer de CHF 54 par kilowatt à CHF 70. 26

La procédure de consultation relative à la révision totale de la loi sur l'utilisation des
forces hydrauliques a donné lieu à des prises de position divergentes, principalement
en ce qui concerne la limite de la redevance hydraulique pour les centrales d'une
puissance supérieure à 1000 kilowatts. La proposition du Conseil fédéral de porter le
niveau supérieur de cette redevance de CHF 54 à 70 par kilowatt de puissance brute a
été jugée satisfaisante par 11 cantons. Si l'UDC, le PRD, le PS et les Verts se sont
également déclarés en accord avec le projet du gouvernement, ils ont néanmoins tous
souhaité qu'une augmentation plus conséquente de la redevance intervienne dans le
futur. De leur côté, les cantons alpins - à l'exception de Nidwald et de Schwytz - ont
proposé que celle-ci s'élève à CHF 80. Egalement partisan d'une augmentation plus
importante, le PDC a requis des autorités fédérales qu'elles doublent le montant de la
redevance hydraulique. Quant à l'ensemble des membres concernés du Vorort, ils se
sont unanimement opposés à la hausse prévue par le gouvernement qui, selon eux,
entraînera un surcroît de charges pour les consommateurs d'énergie. Etant donné que
le projet de révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques reprend les
dispositions contenues dans la motion du conseiller national Bürgi (pdc, SZ) (Mo.
93.3207), le Conseil des Etats a décidé de transmettre cette dernière sous la forme
d'un postulat. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Le gouvernement a mis en consultation un projet de loi fédérale sur la responsabilité
civile en matière d'ouvrages d'accumulation. Faisant notamment suite à une initiative
du canton du Valais (Iv.ct. 90.203) adoptée par les Chambres en 1992, la réglementation
envisagée s'inspire de la loi sur la responsabilité civile en matière d'énergie nucléaire.
Elle a pour but d'améliorer la couverture d'assurance des lésés en obligeant tout
d'abord les exploitants des installations hydro-électriques de toute la Suisse à
s'assurer. Alors qu'actuellement la responsabilité des propriétaires de barrage n'est
engagée que si l'ouvrage présente un défaut, le projet de loi prévoit en outre qu'il en ira
de même en cas de dommages corporels et matériels causés par des phénomènes
naturels extraordinaires (tels qu'un séisme), des événements de guerre ou des actes de
sabotage. Par ailleurs, la responsabilité civile des exploitants devra en premier lieu être
couverte par des assureurs privés. Ceux-ci ayant estimé que leur capacité de
couverture des sinistres ne pouvait dépasser CHF 800 millions par année, il est donc
prévu que la Confédération interviendra à titre complémentaire jusqu'à concurrence
d'un montant maximal de CHF un milliard. L'Assemblée fédérale pourra encore prévoir
des indemnisations extraordinaires en cas de catastrophe majeure. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Mis en consultation entre 1993 et 1994, le projet de refonte totale de la loi sur
l'utilisation des forces hydrauliques n'a pas rencontré une large approbation.
Considérant que la réglementation actuelle a fait ses preuves, la majorité des milieux
consultés ont en effet demandé que les autorités fédérales ne procèdent, en la
matière, qu'aux modifications strictement nécessaires. Conformément à cette volonté,
le Conseil fédéral n'a dès lors transmis aux Chambres qu'un projet de révision partielle
de la LFH dont l'une des modifications essentielles porte sur l'augmentation du taux
maximal de la redevance hydraulique annuelle de CHF 54 à 70 pour les centrales d'une
puissance supérieure à 1'000 kilowatts. En adaptant ce taux maximal, le gouvernement a
donc opté pour le maintien du système actuel, malgré de nombreuses prises de
position – dont celle de la Conférence gouvernementale des cantons alpins – en faveur
d'une libéralisation à long terme dans ce domaine. Jugée prématurée, une telle
déréglementation pourrait cependant être envisagée dans le cadre du nouveau projet
de loi relatif à la redevance hydraulique qui sera présenté lorsque, d'une part, les
travaux en cours sur le nouveau régime de péréquation financière seront achevés et
que, d'autre part, les problèmes liés aux efforts tendant à la libéralisation du marché de
l'électricité en Europe auront été éclaircis. Hormis ces dispositions relatives à la
redevance, le projet de révision de la LFH comprend une augmentation de la
compensation pour pertes d'impôts et un ensemble de règles relatives à la
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transformation des aménagements hydro-électriques. Quant aux dispositions
concernant la protection du tracé des voies navigables, elles ont été reformulées dans
le sens d'un assouplissement. La réglementation envisagée crée finalement les bases
légales nécessaires à l'accomplissement des tâches de la Confédération en matière
d'hydrométrie et permet d'adapter la loi actuelle aux modifications d'autres actes
législatifs et au droit européen. Prenant position sur le projet du Conseil fédéral,
l'Union des centrales suisses d'électricité a déclaré que l'augmentation de la redevance
menaçait la compétitivité des centrales hydro-électriques suisses. Quant aux cantons
alpins, ils ont estimé que la hausse consentie n'était pas suffisante. Ils ont dès lors
invité le parlement à la porter à CHF 80 au lieu des 70 retenus. 29

Le Conseil national a transmis comme postulat une motion Epiney (pdc, VS) (Mo.
95.3141) invitant le Conseil fédéral à proposer, dans le cadre de la révision de la loi sur
l'utilisation des forces hydrauliques (LFH), certaines modifications en vue de valoriser
l'énergie hydro-électrique. En optant pour la forme moins contraignante du postulat,
la Chambre du peuple a ainsi suivi la proposition du Conseil fédéral qui a tenu à
rappeler que les demandes du motionnaire seraient de toute façon traitées dans le
cadre de la révision partielle de la LFH en cours. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
LIONEL EPERON

Dans le cadre des mesures d'assainissement des finances fédérales 1994, les Chambres
ont décidé de ne pas accepter le projet du gouvernement visant à supprimer les
indemnités fédérales que la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques prévoit
d'attribuer aux collectivités publiques qui, pour des motifs de protection de la nature
et du paysage dans des sites d'importance nationale, renoncent à l'exploitation de la
force hydraulique sur leur territoire. Cette mesure – dont l'annonce en début d'année
avait suscité l'ire des défenseurs de l'environnement, parmi lesquels plusieurs
parlementaires – aurait permis, à court terme, d'économiser environ CHF un million
année. Par ailleurs, le Conseil fédéral a adopté, fin octobre, une ordonnance de la loi
sur l'utilisation des forces hydrauliques qui fixe les modalités de versement des
indemnités fédérales maintenues par le parlement. Premières intéressées en raison de
leur renonciation à la construction d'une centrale hydraulique sur le haut-plateau de la
Greina (GR), les communes grisonnes de Vrin et Sumvitg sont les principales
bénéficiaires de la nouvelle réglementation qui – entrée en vigueur à la mi-novembre –
devrait permettre d'allouer des dédommagements pour un montant d'environ CHF
900'000 par an et ceci durant 40 ans. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1995
LIONEL EPERON

La révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques a sans conteste constitué
l'enjeu majeur de la politique énergétique suisse durant l'année 1996. Au centre des
discussions particulièrement enflammées qui ont animé les Chambres fédérales
durant plusieurs jours a bien évidemment figuré le problème de l'augmentation des
redevances hydrauliques que les exploitants des centrales hydroélectriques se voient
contraints de verser annuellement aux cantons de montagne pour l'utilisation de leurs
ressources publiques en eau. Le débat sur cette question a principalement opposé
deux coalitions regroupant, pour l'une, les représentants des milieux industriels et de
l'économie électrique, et pour l'autre, les représentants des cantons alpins – toutes
tendances partisanes confondues – ainsi que des partis de la gauche en général qui, en
contrepartie de leur soutien aux revendications des cantons de montagne, ont obtenu
de ceux-ci la reprise des discussions devant conduire à terme à la ratification de la
Convention des Alpes.
Première des deux Chambres à se prononcer sur cet objet, c'est à l'issue d'un débat
fleuve que le Conseil des Etats a décidé – conformément à une proposition issue de la
majorité de sa Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie – de porter le montant de la redevance annuelle à CHF 80 par kilowatt de
puissance brute, soit une augmentation de CHF 10 par rapport aux CHF 70 retenus
initialement par le Conseil fédéral. Les deux propositions des minorités Iten (prd,
ZG)/Forster (prd, SG) et Leumann (prd, LU)/Cavadini (pl, NE) – l'une demandant que les
sénateurs s'en tiennent au projet du gouvernement, l'autre prévoyant d'arrêter le
montant de la redevance à CHF 60 jusqu'à la fin de l'an 2000, puis à CHF 70 francs dès
2001 – devaient ainsi être rejetées plus ou moins nettement. Parmi les partisans de la
plus forte hausse ont bien évidemment figuré les députés des cantons alpins qui ont
mis l'accent sur le fait que les CHF 80 retenus permettront d'améliorer la capacité
financière endogène des cantons de montagne, puisque cette augmentation devrait
leur permettre de se partager annuellement quelque CHF 130 millions de recettes
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supplémentaires. Leurs arguments se sont heurtés à ceux des défenseurs des intérêts
des milieux industriels et énergétiques en particulier qui ont fait valoir qu'un pareil
accroissement du montant de la redevance nuirait à la compétitivité de la place
économique helvétique et menacerait par là-même le maintien de places de travail
dans le pays. Si par sa décision relative à la redevance hydraulique la Chambre haute a
ainsi fait une importante concession aux revendications des cantons de montagne, les
sénateurs ont en revanche refusé à une faible majorité de permettre à ces derniers de
prélever un supplément de CHF 40 au plus par kWh pour les bassins d'accumulation. La
proposition du député socialiste Onken (TG) – aux termes de laquelle la Confédération
est habilitée à percevoir un franc au plus par kilowatt pour dédommager les
collectivités publiques qui renoncent à l'utilisation de la force hydraulique pour des
motifs de protection de la nature et du paysage – a été par contre acceptée assez
largement. Lors du vote sur l'ensemble, la petite Chambre a finalement adopté par 29
voix contre 10 la révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques qui, hormis les
dispositions relatives à la redevance, introduit également de nouvelles prescriptions en
matière de compensation pour pertes d'impôts, de transformation des aménagements
hydro-électriques ainsi que de navigation et de protection du tracé des voies
navigables.
C'est à l'issue d'un débat tout aussi animé, au cours duquel les arguments déjà
invoqués au sein du Conseil des Etats devaient être repris par de nombreux députés,
que le Conseil national a à son tour décidé d'augmenter la redevance hydraulique de
CHF 54 à 80 par année, et ce malgré les menaces de référendum proférées peu
auparavant par les milieux industriels et électriques. L'ensemble des propositions visant
à consentir des hausses plus modérées – telle que celle de la majorité de la
Commission de l'énergie (CHF 70, puis progressivement CHF 80 au cas où la situation
économique l'aurait permis) ou encore celle défendue par la majorité du groupe de
l'UDC (CHF 60 au plus jusqu'à la fin de l'an 2000, puis CHF 70 dès 2001) – a ainsi été
balayé par le front uni composé des représentants des cantons alpins et des partis de la
gauche en général. Le même sort devait être réservé à la position défendue par la
majorité des groupes radical et libéral, favorables aux CHF 70 retenus dans le projet du
gouvernement. Concernant le supplément pour les ouvrages de retenue, la Chambre du
peuple s'est ralliée de justesse à la décision du Conseil des Etats, puisqu'il a fallu que
ce soit le président de l'Assemblée fédérale, le libéral vaudois Jean-François Leuba, qui
départage les partisans et opposants à ce prélèvement supplémentaire. C'est en
revanche à une assez large majorité que les députés du Conseil national ont à leur tour
accepté d'autoriser la Confédération à percevoir un franc par kilowatt pour assurer les
montants compensatoires attribués aux cantons ou communes qui renoncent à
exploiter un cours d'eau à des fins énergétiques. 
La Chambre du peuple ayant introduit certaines modifications d'importance mineure
par rapport à la version adoptée par le Conseil des Etats, une procédure d'élimination
des divergences a dès lors été instituée. Principal objet de dissension entre les deux
Chambres, l'éventuelle exemption totale ou partielle de la redevance pour les petits
aménagements hydro-électriques à laquelle tenaient les sénateurs devait finalement
trouver également un écho favorable auprès du National. 32

N'ayant pas suscité le lancement d'un référendum, la version révisée de la loi sur
l'utilisation des forces hydrauliques est entrée en vigueur au 1er mai de l'année sous
revue. Rappelons que celle-ci consacre l'augmentation de CHF 54 à 80 du montant
annuel maximal de la redevance que les cantons de montagne sont autorisés à prélever
sur chaque kilowattheure de puissance brute produit à partir de leurs ressources en
eau. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.04.1997
LIONEL EPERON

Le Conseil fédéral a adopté le message concernant la convention avec l’Autriche au
sujet de l’utilisation de la force hydraulique de l’Inn et de ses affluents dans la région
frontalière. Celle-ci sert de fondement à la réalisation d’une centrale hydraulique sur
l’Inn entre Martina (GR) et Prutz (A). Outre la production d’électricité, la nouvelle
centrale permettra d’améliorer le régime de l’Inn grâce à l’aménagement d’un bassin de
compensation à Ovella et d’une centrale à Prutz. La convention règle aussi les
procédures et conditions à respecter lors de l’utilisation des eaux communes. Le
Conseil des Etats a voté l’entrée en matière de la convention. 34
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Le Conseil des Etats et le Conseil national ont adhéré à l’arrêté fédéral portant
approbation de la Convention avec l’Autriche au sujet de l'utilisation de la force
hydraulique de l'Inn et de ses affluents dans la région frontalière. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Le Conseil des Etats s’est saisi d’un projet de loi fédérale sur les ouvrages
d’accumulation initialement présenté par le Conseil fédéral en 2006 dans le cadre d’un
vaste projet législatif concernant les tâches de la Confédération en matière de contrôle
de la sécurité. En 2009, les chambres ont refusé d’entrer en matière sur le projet
global, estimant qu’il n’était pas nécessaire et qu’il engendrerait des surcoûts
dommageables pour l’économie. S’agissant spécifiquement des ouvrages
d’accumulation, la CEATE-CE a toutefois jugé qu’ils posaient des questions essentielles
en matière de sécurité et proposé au plénum d’entrer en matière sur le projet
gouvernemental. Celui-ci prévoit une adaptation des prescriptions sur la supervision,
l’approbation, l’exploitation et la surveillance, toutes tâches exercées par le DETEC
pour les grands ouvrages et déléguées aux cantons pour les petits, ainsi qu’une
redéfinition de la responsabilité civile en cas de dommages matériels et corporels. Sur
ce dernier point, le gouvernement a proposé que l’exploitant soit tenu pour
responsable des dommages causés par l’écoulement des eaux de l’ouvrage, même s’il
n’y a pas faute de sa part, ni défaut de l’ouvrage (principe de responsabilité à raison du
risque). Par contre, il serait libéré de toute responsabilité si le dommage est dû à une
force majeure (phénomènes naturels extraordinaires et faits de guerre) ou à une faute
grave commise par la personne lésée. Suivant la CEATE-CE, le Conseil des Etats a
approuvé l’entrée en matière sans opposition. Lors de la discussion par article, le débat
a principalement porté sur l’étendue de la responsabilité civile des exploitants
d’ouvrages d’accumulation. Sur proposition de Pankraz Freitag (plr, GL), les sénateurs
ont décidé, par 27 voix contre 1, d’exclure toute responsabilité de l’exploitant pour les
dommages causés par des actes de sabotage, de terrorisme ou de guerre. Au vote sur
l’ensemble, la chambre des cantons a adopté le projet de loi à l’unanimité. 

Au Conseil national, l’entrée en matière n’a pas non plus suscité d’opposition.
Exception faite de plusieurs questions techniques et juridiques, les débats ont
principalement porté sur l’étendue de la responsabilité des exploitants et le
financement des tâches de surveillance. Les députés ont refusé, par 99 voix contre 56,
une proposition de minorité émanant d’élus socialistes, écologistes et démocrates-
chrétiens et visant à ce que les exploitants soient tenus pour responsables des
dommages consécutifs à des actes de sabotage. Une minorité issue des rangs PLR et
UDC a quant à elle proposé de supprimer la redevance prévue pour financer les tâches
de surveillance de la Confédération, au motif que ni ces coûts supplémentaires ni
l’augmentation des effectifs de l’administration fédérale n’étaient souhaitables. En
dépit du plaidoyer de Moritz Leuenberger en faveur d’un renforcement des effectifs du
personnel en charge de la surveillance afin d’améliorer la protection de la population,
les députés ont supprimé, par 89 voix contre 75, cette redevance. Au vote sur
l’ensemble, le Conseil national a adopté à l’unanimité le projet ainsi modifié. 

Lors de l’élimination des divergences, le Conseil des Etats s’est rallié à la chambre du
peuple sur l’ensemble des modifications mineures, mais il a maintenu la divergence
concernant l’introduction de la redevance de surveillance, estimant légitime ce mode
de financement et nécessaire juridiquement qu’il soit réglé dans la loi. Le Conseil
national l’a suivi et, en votation finale, les chambres ont adopté la loi sur les ouvrages
d’accumulation, respectivement à l’unanimité et par 129 voix contre 61. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2010
NICOLAS FREYMOND

En octobre, le Conseil fédéral a approuvé la révision totale de l’ordonnance sur les
ouvrages d’accumulation qui règle la mise en œuvre de la loi sur les ouvrages
d’accumulation et entrera en vigueur dès janvier 2013. Désormais, les exploitants
devront s'acquitter d'une taxe de surveillance. Cette taxe est calculée en fonction du
volume du bassin de retenue et se situe entre 200 et 13'000 francs par an pour les
installations existantes. 37
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Le Conseil fédéral propose de modifier la loi sur les forces hydrauliques (LFH), ce qui
permettrait également de classer la motion (14.3668). Le taux maximal de la redevance
hydraulique, fixé à 110 francs par kilowatt théorique, est maintenu pour la période
2020-2024. Dans le projet, les nouvelles centrales hydroélectriques bénéficiant d'une
contribution d'investissement sont exemptées de la redevance pendant les dix ans
suivant leur mise en service. Les aménagements existants faisant l'objet
d'agrandissements ou de rénovations notables sont également exonérés de la
redevance hydraulique sur la puissance brute supplémentaire durant dix années. De
plus, le projet attribue la compétence, au Conseil fédéral, de conclure des conventions
internationales dans le domaine de l'utilisation de la force hydraulique de cours d'eau
situés à la frontière. Les compétences du DETEC en matière d'aménagements hydro-
électriques à la frontière sont précisées et centralisées. Lors de la procédure de
consultation, plus de 215 prises de position ont été recueillies. L'abaissement
temporaire du plafond n'a pas été soutenu, tout comme la réduction de la redevance
réservée aux centrales déficitaires. Selon la majorité des cantons, les déficits de la
branche de la force hydraulique proviennent de mauvais choix politiques et
économiques. C'est pourquoi, ils se sont positionnés pour le maintien du plafond en
vigueur jusqu'ici. Les membres de la branche se sont prononcés pour une
réglementation plus flexible en matière de redevance hydraulique, afin qu'elle soit
financée par un système solidaire. Finalement, la limitation de la réglementation à trois
ans n'a pas convaincu. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.05.2018
DIANE PORCELLANA

Nachdem der Bundesrat in seiner Botschaft vom Mai 2018 vorgeschlagen hatte, das
derzeit befristete Wasserzinsmaximum doch nicht auf CHF 80 pro Kilowatt
Bruttoleistung zu senken, sondern dieses in der Höhe von CHF 110 bis ins Jahr 2024
beizubehalten, zeigte sich im August auch die UREK-SR mit zehn zu zwei Stimmen mit
diesem Entscheid einverstanden. Eine Senkung des Wasserzinsmaximums hätte gemäss
deren Befürwortern den Vorteil, dass Wasserkraftwerksbetreiber entlastet und
Arbeitsplätze in den Bergregionen gesichert würden. Dem gegenüber standen jedoch
die Randregionen, die in der Vernehmlassung ein finanzielles und regionalpolitisches
Interesse an angemessen hohen Wassernutzungsentschädigungen geltend gemacht
hatten. Im Zentrum der bundesrätlichen Vorlage steht erstens die Änderung des
Wasserrechtsgesetzes mit der Weiterführung des oben erwähnten Zinses bis ins Jahr
2024. Zweitens soll gleichzeitig die von der nationalrätlichen Energiekommission
eingereichte Motion (14.3668) zur Wasserzinsregelung nach 2019 abgeschrieben
werden. Als dritter Punkt sah der Bundesrat in seinem Entwurf vor, dass bei
Investitionen in Wasserkraftanlagen die Wasserzinsen für einen Zeitraum von zehn
Jahren entfallen sollen. Damit soll ein gewisser Fördermechanismus für den Ausbau der
Wasserkraft Einzug haben. Als vierter Punkt sollen die Behördenzuständigkeiten bei der
Wasserkraftnutzung von Grenzgewässern präzisiert werden. Mit diesen vier Vorschlägen
des Bundesrates zeigte sich eine Mehrheit der Kommission einverstanden. In Ergänzung
zum bundesrätlichen Entwurf verlangte die Kommissionsmehrheit jedoch fünftens,
dass nach 2024 bei der Regelung der Wasserzinsabgabe ein fixer und ein variabler Teil
erarbeitet werden soll. Als letztes Element der Vorlage verlangte die
Kommissionsmehrheit zusätzlich, dass die bestehenden Regelungen weitergeführt
werden sollten, falls in der Revision des StromVG kein marktnahes Strommarktmodell
termingerecht in Kraft treten würde. Die UREK-SR nahm die gesamte Vorlage
schliesslich einstimmig bei einer Enthaltung an.

Obwohl es sich bei dieser Vorlage nur um eine Übergangsvorlage handelte, sorgte das
Thema Wasserrechtsgesetzesänderung in der Herbstsession 2018 im Ständerat für viel
Diskussionsstoff. Dabei wurden drei grosse Konflikte ersichtlich: Der erste Konflikt
behandelte die Frage nach der Höhe des Wasserzinsmaximums selber. Eine
Kommissionsminderheit Luginbühl (bdp, BE) plädierte im Rat dafür, das Maximum in
Art. 49 Abs. 1 WRG nicht bei CHF 110 zu belassen, sondern dieses auf CHF 90 zu senken.
Die Minderheit begründete dies damit, dass die Probleme der Wasserkraft nicht einfach
nur auf ruinöse Unternehmensstrategien zurückzuführen seinen, wie dies gemäss
Martin Schmid (fdp, GR) die Mehrheit der Kantone in der Vernehmlassung angedeutet
hatte, sondern die Wasserzinsabgaben mit einem Anteil von beinahe einem Drittel der
Gestehungskosten einfach zu hoch seien und die Wasserkraftwerke dadurch
belasteten. Mit einer Senkung des Wasserzinses und der damit verbundenen
Unterstützung der Unternehmen könnten zudem Arbeitsplätze in den Randregionen
gesichert werden. Im internationalen Vergleich sei die Abgabe zudem viel zu hoch und
die Idee des Wasserzinses, einer Abgabe der Konsumenten an die Berggebiete, sei
schon in der NFA eingebunden. Gerade letzteres Argument konterte aber
beispielsweise Thomas Hefti (fdp, GL) vehement und unterstrich, man dürfe die NFA
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und den Wasserzins nicht gegeneinander ausspielen, da dies zwei völlig verschiedene
Instrumente seien. 
Befürworter der 110-Franken-Obergrenze deuteten darauf hin, dass die jeweiligen
Kantone nicht gezwungen seien, die CHF 110 einzufordern. Sie könnten auch einen viel
tieferen Wasserzins berechnen, um die Wasserkraftwerke nicht aufs Spiel zu setzen und
sich dadurch selber zu schaden. Genannt wurden in der Diskussion beispielsweise die
Kantone Jura mit einem sehr tiefen Wasserzins von nur CHF 40 oder der Kanton Waadt
mit CHF 80. Einige Ratsmitglieder waren zudem der Meinung, dass eine Senkung des
Wasserzinses die Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Unternehmen nicht stärke und
man vielmehr auch auf das interne Verrechnungswesen schauen müsse. 
Die zwei weiteren Konflikte fanden sich in Art. 49 Abs. 1bis WRG. Gegenüber dem
Entwurf des Bundesrates hatte die Kommissionsmehrheit – wie schon in der Einleitung
angedeutet – zwei zentrale Änderungen vorgenommen. Eine davon war, dass sie im
Gesetz verankern wollte, dass der Bundesrat für die Zeit nach dem 1. Januar 2025 den
Wasserzins aus einem fixen und einem variablen Teil zusammenzusetzen habe. Bei
guter Geschäftslage würden so dank des variablen Teils den Bergkantonen grössere
Einnahmen zukommen, während in schlechten Zeiten die Wasserkraftunternehmen
weniger stark mit den Wasserzinsen belastet würden. Auch Bundesrätin Doris Leuthard
begrüsste die Festlegung dieser Ausgestaltungsvariante, da die Wissenschaft schon jetzt
erklärte, dass dies wohl die beste Variante sei und der Bund so viel Aufwand einsparen
könnte. Eine Minderheit Hösli (svp, GL) beantragte dem Rat jedoch, dem Bundesrat
keine Vorgabe bei der Ausgestaltung des zukünftigen Wasserzinses im Rahmen der
Revision des StromVG zu machen. 
Zuletzt gab auch die von der Kommissionsmehrheit ergänzte Klausel im selben Absatz
zu reden, die besagt, dass das aktuelle Wasserzinsmaximum automatisch ab dem 1.
Januar 2025 verlängert würde, sollte das neue Strommarktmodell nicht rechtzeitig in
Kraft treten. Gegen eine solche, ihrer Meinung nach überflüssige, automatische
Weiterführung des bisherigen Regimes wehrten sich Roland Eberle (svp, TG) sowie
Robert Cramer (gp, GE). Diese Klausel sei ein falscher Anreiz, kein neues Marktmodell zu
schaffen, da den Bergkantonen bei einer Verweigerung neuer Marktmodelle eine
Weiterführung der bisherigen Praxis gesichert wäre. Für diese Automatisierung sprach
sich hingegen unter anderen Werner Hösli aus. Er argumentierte, dies sei eine
unbürokratische und effiziente Lösung, die eine erneute Debatte um den Wasserzins
bei Ausstehen eines neuen Marktmodells verhindern könne. 
In den Detailabstimmungen folgte die Mehrheit der kleinen Kammer in allen Anliegen
der Kommissionsmehrheit. So sprach sich der Ständerat mit 30 zu 13 Stimmen dafür
aus, das Wasserzinsmaximum bei CHF 110 zu belassen. Betreffend die Einführung des
flexiblen Wasserzinses fand sich eine knappe Mehrheit mit 22 gegen 20 Stimmen. Die
automatische Verlängerung des Wasserzinsmaximums erachteten 20 Ständerätinnen
und Ständeräte als sinnvoll, während sich 15 gegen eine solche aussprachen und fünf
sich in dieser Frage enthielten. Stillschweigend folgte der Rat in den übrigen
Bestimmungen dem Antrag der UREK-SR und schrieb auf Vorschlag des Bundesrates die
Motion der UREK-NR (Mo. 14.3668) ab. In der Gesamtabstimmung herrschte nebst fünf
Enthaltungen aber Einigkeit. 39

Die UREK-NR war im Oktober 2018 dem Votum des Ständerats gefolgt und einstimmig
auf die Vorlage zur Änderung des Wasserrechtsgesetzes eingetreten. Um über den
flexiblen Wasserzins nach 2024, den die Mehrheit des Ständerats gewünscht hatte,
besser beraten zu können, hatte sie die Verwaltung beauftragt, verschiedene mögliche
Ausgestaltungen eines flexiblen Modells darzulegen. Im Frühjahr 2019 stimmte die
Kommission mit 16 zu 2 Stimmen bei 6 Enthaltungen dem Entwurf zur Änderung des
Wasserrechtsgesetzes zu. Dabei beantragte die Kommissionsmehrheit mit 12 zu 10
Stimmen bei 2 Enthaltungen, das Wasserzinsmaximum bei CHF 110 zu belassen, wie dies
der Bundesrat und die Mehrheit der UREK-SR sowie der kleinen Kammer gefordert
hatten. Beratungen über eine allfällige Änderung des maximalen Zinses sollten nach
Meinung der Mehrheit der UREK-NR zusammen mit den Diskussionen zu einem neuen
Stromversorgungsgesetz erfolgen. Entgegen dem Ständeratsvotum und jenem der
ständerätlichen Kommissionsmehrheit wollte aber die nationalrätliche
Kommissionsmehrheit mit 19 zu 4 Stimmen keine Festlegung eines flexiblen
Wasserzinsmodells im Gesetz und folgte somit dem ursprünglichen Entwurf des
Bundesrates. Jener solle rechtzeitig einen Vorschlag für ein neues Wasserzinsmaximum
nach 2024 präsentieren, entschied die Kommissionsmehrheit. 40
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Auf Antrag der UREK-NR stimmte eine Mehrheit der Nationalrätinnen und Nationalräte
in der Detailberatung im März 2019 für eine Beibehaltung des aktuellen
Wasserzinsmaximums bei CHF 110 pro Kilowatt Bruttoleistung. Diese finanzielle
Abgeltung sei für die alpinen Gemeinden und Regionen der Schweiz sehr wichtig,
unterstrich der Walliser Nationalrat Mathias Reynard (sp, VS) seitens der
Kommissionsmehrheit. Auch Bundesrätin Simonetta Sommaruga plädierte für eine
Verlängerung des aktuellen Wasserzinsregimes bis 2024. Diese 110-Franken-Grenze sei
aber eine Übergangslösung und es bedürfe in Zukunft eines Systemwechsels. Eine
Kommissionsminderheit Wasserfallen (fdp, BE) wollte hingegen – wie der Bundesrat
ursprünglich vor seiner Vernehmlassung vorgesehen hatte – das Wasserzinsmaximum
auf CHF 80 senken. Wasserfallen argumentierte, dass diese Senkung des
Maximalbetrags nötig sei, damit die Schweizer Wasserkraft auch in Zukunft bestehen
könne. Um diese Forderung zu untermauern, verglich er die Abgaben mit dem
umliegenden Ausland, wo die Abgeltungen für die Nutzung von Wasser viel tiefer
anfallen würden. Dadurch stünden die hiesigen Wasserkraftwerke unter starkem
finanziellem Druck. Diese Forderung nach einer Senkung des Maximalbetrages wurde in
der Detailabstimmung jedoch klar mit 133 gegen 53 Stimmen bei 2 Enthaltungen
abgelehnt, wobei sich die geschlossenen Fraktionen der Grünen, der SP, der CVP und
eine Mehrheit der Fraktionen der SVP und der BDP für die 110-Franken-Grenze
aussprachen und nebst einer Mehrheit der FDP-Fraktion einzig die GLP-Fraktion
geschlossen für eine Senkung der Obergrenze auf CHF 80 stimmte. Die grosse Kammer
lehnte zudem zwei Änderungen des Ständerats gegenüber dem bundesrätlichen
Entwurf ab, wobei erstere die Forderung betraf, dass das künftige Wasserzinsmodell
aus einem fixen und einem variablen Teil zu bestehen habe. Zweitens verneinte er auch
die Frage nach der Einführung einer automatischen Verlängerung des aktuellen
Wasserzinsmaximums nach 2025, falls bis dahin kein neues, marktnahes
Strommarktmodell etabliert sein sollte. Die Volkskammer folgte somit in diesen zwei
Differenzen der ursprünglichen Fassung des Bundesrates – wie es die UREK-NR
gefordert hatte. In allen weiteren Punkten folgte der Nationalrat seinem Schwesterrat.
In der Gesamtabstimmung herrschte nebst zwei Gegenstimmen Einigkeit. 41
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In der Differenzbereinigung zum Bundesratsgeschäft zur Änderung des
Wasserrechtsgesetzes (Wasserzinsen) stimmte die kleine Kammer bei der
verbleibenden Differenz stillschweigend dem Entscheid des Nationalrates zu. Im Gesetz
wird demnach nicht vorgeschrieben, dass sich der Wasserzins in Zukunft aus einem
fixen und einem variablen Teil zusammensetzen muss. Es wird auch kein Automatismus
eingebaut, der das bestehende Modell verlängern würde, falls bis zum Jahresbeginn
2025 kein neues marktnahes Strommarktmodell etabliert sein sollte. Die kleine Kammer
folgte damit dem knappen Entscheid ihrer UREK, die mit 6 gegen 5 Stimmen knapp für
diesen Weg des Nationalrates gestimmt hatte.
In der Schlussabstimmung gab es in den Räten nur wenige Gegenstimmen: So votierten
im Nationalrat nur 7 Abgeordnete (nebst 5 Enthaltungen) gegen den
Schlussabstimmungstext – im Ständerat fanden sich je eine Enthaltung und eine
Gegenstimme. Die Referendumsfrist läuft bis Juli 2019. 42
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